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 Änderungen im Waffengesetz 

Zuletzt geändert 19.6.2020 

Allgemeine Bestimmungen § 1 Gegenstand und Zweck des 
Gesetzes, Begriffsbestimmungen  

(2) Waffen sind 

 1.   Schusswaffen oder ihnen gleichgestellte Gegenstände und  

2.   tragbare Gegenstände,  

a)   die ihrem Wesen nach dazu bestimmt sind, die Angriffs- oder 
Abwehrfähigkeit von Menschen zu beseitigen oder herabzusetzen, 
insbesondere Hieb- und Stoßwaffen; 

 b)   die, ohne dazu bestimmt zu sein, insbesondere wegen ihrer 
Beschaffenheit, Handhabung oder Wirkungsweise geeignet sind, die 
Angriffs- oder Abwehrfähigkeit von Menschen zu beseitigen oder 
herabzusetzen, und die in diesem Gesetz genannt sind.  

Anlage 1 (zu § 1 Abs. 4)  

Unterabschnitt 1: Schusswaffen  

1. Schusswaffen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr.  

1 1.1 Schusswaffen Schusswaffen sind Gegenstände, die zum 
Angriff oder zur Verteidigung, zur Signalgebung, zur Jagd, zur 
Distanzinjektion, zur Markierung, zum Sport oder zum Spiel 
bestimmt sind und bei denen Geschosse durch einen Lauf 
getrieben werden.  

1.2 Gleichgestellte Gegenstände  

Den Schusswaffen stehen gleich tragbare Gegenstände,  

1.2.1 die zum Abschießen von Munition für die in Nummer 1.1 
genannten Zwecke bestimmt sind,  

1.2.2 … und zum Abschießen von Munition für andere als die in 
Nummer 1.1 genannten Zwecke (insbesondere Schlachtzwecke, 
technische und industrielle Zwecke) bestimmt sind (tragbare 
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Befestigungsgeräte mit Treibladung und andere Schussgeräte), 
sofern  

a)   sie nicht die Anforderungen des § 7 des Beschussgesetzes 
erfüllen und zum Nachweis das Kennzeichen der in § 20 Absatz 3 
Satz 1 des Beschussgesetzes bezeichneten Stelle oder ein 
anerkanntes Prüfzeichen eines Staates, mit dem die gegenseitige 
Anerkennung der Prüfzeichen vereinbart ist, tragen … 

1.2.3 bei denen bestimmungsgemäß feste Körper gezielt 
verschossen werden, deren Antriebsenergie durch Muskelkraft 
oder eine andere Energiequelle eingebracht und durch eine 
Sperrvorrichtung gespeichert oder gehalten werden kann (zum 
Beispiel Armbrüste, Pfeilabschussgeräte). Dies gilt nicht für feste 
Körper, die mit elastischen Geschossspitzen (zum Beispiel 
Saugnapf aus Gummi) versehen sind, bei denen eine maximale 
Bewegungsenergie der Geschossspitzen je Flächeneinheit von 
0,16 J/cm2 nicht überschritten wird; 

(3) Umgang mit einer Waffe oder Munition hat, wer diese erwirbt, besitzt, 
überlässt, führt, verbringt, mitnimmt, damit schießt, herstellt, bearbeitet, 
instand setzt oder damit Handel treibt. Umgang mit einer Schusswaffe 
hat auch, wer diese unbrauchbar macht.  

§ 3 Umgang mit Waffen oder Munition durch Kinder und 
Jugendliche   

(3) Die zuständige Behörde kann für Kinder und Jugendliche allgemein 
oder für den Einzelfall Ausnahmen von Alterserfordernissen zulassen, 
wenn besondere Gründe vorliegen und öffentliche Interessen nicht 
entgegenstehen.  

§ 4 Voraussetzungen für eine Erlaubnis  

(1) Eine Erlaubnis setzt voraus, dass der Antragsteller …. 

5.   bei der Beantragung eines Waffenscheins oder einer Schießerlaubnis 
eine Versicherung gegen Haftpflicht in Höhe von 1 Million Euro - pauschal 
für Personen- und Sachschäden - nachweist.  

(2) Die Erlaubnis zum Erwerb, Besitz, Führen oder Schießen kann versagt 
werden, wenn der Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht seit 
mindestens fünf Jahren im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.  
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(3) Die zuständige Behörde hat die Inhaber von waffenrechtlichen 
Erlaubnissen in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch nach Ablauf 
von drei Jahren, erneut auf ihre Zuverlässigkeit und ihre persönliche 
Eignung zu prüfen sowie in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 sich das 
Vorliegen einer Versicherung gegen Haftpflicht nachweisen zu lassen.  

(4) Die zuständige Behörde hat das Fortbestehen des Bedürfnisses bei 
Inhabern einer waffenrechtlichen Erlaubnis alle fünf Jahre erneut zu 
überprüfen.  

(5) Zur Erforschung des Sachverhalts kann die zuständige Behörde in 
begründeten Einzelfällen das persönliche Erscheinen des Antragstellers 
oder des Erlaubnisinhabers verlangen.  

§ 8 Bedürfnis, allgemeine Grundsätze  

Der Nachweis eines Bedürfnisses ist erbracht, wenn gegenüber den 
Belangen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung  

1.   besonders anzuerkennende persönliche oder wirtschaftliche 
Interessen, vor allem als Jäger, Sportschütze, Brauchtumsschütze, Waffen- 
oder Munitionssammler, Waffen- oder Munitionssachverständiger, 
gefährdete Person, als Waffenhersteller oder -händler oder als 
Bewachungsunternehmer, und  

2.   die Geeignetheit und Erforderlichkeit der Waffen oder Munition für 
den beantragten Zweck glaubhaft gemacht sind 

§ 10 Erteilung von Erlaubnissen zum Erwerb, Besitz, Führen 
und Schießen  

(2) Eine Waffenbesitzkarte über Schusswaffen, die mehrere Personen 
besitzen, kann auf diese Personen ausgestellt werden.  

Eine Waffenbesitzkarte kann auch einem schießsportlichen Verein oder 
einer jagdlichen Vereinigung als juristischer Person erteilt werden. Sie ist 
mit der Auflage zu verbinden, dass der Verein der Behörde vor 
Inbesitznahme von Vereinswaffen unbeschadet des Vorliegens der 
Voraussetzung des § 4 Abs. 1 Nr. 5 eine verantwortliche Person zu 
benennen hat, für die die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
nachgewiesen sind; diese benannte Person muss nicht 
vertretungsberechtigtes Organ des Vereins sein. Scheidet die benannte 
verantwortliche Person aus dem Verein aus oder liegen in ihrer Person 
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nicht mehr alle Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 vor, so ist der 
Verein verpflichtet, dies unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. 
Benennt der Verein nicht innerhalb von zwei Wochen eine neue 
verantwortliche Person, für die die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 nachgewiesen werden, so ist die dem Verein erteilte 
Waffenbesitzerlaubnis zu widerrufen und die Waffenbesitzkarte 
zurückzugeben.  

§ 12 Ausnahmen von den Erlaubnispflichten  

(1) Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Waffe bedarf nicht, wer 
diese  

1.   als Inhaber einer Waffenbesitzkarte von einem Berechtigten 
a)   lediglich vorübergehend, höchstens aber für einen Monat für einen von 
seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zusammenhang damit, oder 
b)   vorübergehend zum Zweck der sicheren Verwahrung oder der 
Beförderung erwirbt;  

3.   von einem oder für einen Berechtigten erwirbt, wenn und solange er  

b)   als Beauftragter oder Mitglied einer jagdlichen oder schießsportlichen 
Vereinigung, einer anderen sportlichen Vereinigung zur Abgabe von 
Startschüssen oder einer zur Brauchtumspflege Waffen tragenden 
Vereinigung, …. 

den Besitz über die Waffe nur nach den Weisungen des Berechtigten 
ausüben darf; 

4.   von einem anderen, 

a)   dem er die Waffe vorübergehend überlassen hat, ohne dass es hierfür 
der Eintragung in die Erlaubnisurkunde bedurfte, oder  

b)   nach dem Abhandenkommen wieder erwirbt;  

5.   auf einer Schießstätte (§ 27) lediglich vorübergehend zum Schießen 
auf dieser Schießstätte erwirbt;  

6.   auf einer Reise in den oder durch den Geltungsbereich des Gesetzes 
nach § 32 berechtigt mitnimmt.  

(2) Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Munition bedarf nicht, wer 
diese  
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3.   auf einer Reise in den oder durch den Geltungsbereich des Gesetzes 
nach § 32 berechtigt mitnimmt.  

§ 14 Erwerb und Besitz von Schusswaffen und Munition durch 
Sportschützen  

----  

(2) Ein Bedürfnis für den Erwerb und Besitz von Schusswaffen und der 
dafür bestimmten Munition wird bei Mitgliedern eines Schießsportvereins 
anerkannt, der einem nach § 15 Abs. 1 anerkannten Schießsportverband 
angehört.  

(3) Für das Bedürfnis zum Erwerb von Schusswaffen und der dafür 
bestimmten Munition ist durch eine Bescheinigung des 
Schießsportverbandes oder eines ihm angegliederten Teilverbandes 
glaubhaft zu machen, dass  

1.   das Mitglied seit mindestens zwölf Monaten den Schießsport in einem 
Verein mit erlaubnispflichtigen Schusswaffen betreibt,  

2.   das Mitglied den Schießsport in einem Verein innerhalb der 
vergangenen zwölf Monate mindestens  

a)   einmal in jedem ganzen Monat dieses Zeitraums ausgeübt hat, oder 
b)   18 Mal insgesamt innerhalb dieses Zeitraums ausgeübt hat, und  

3.   die zu erwerbende Waffe für eine Sportdisziplin nach der Sportordnung 
des Schießsportverbandes zugelassen und erforderlich ist. Innerhalb von 
sechs Monaten dürfen in der Regel nicht mehr als zwei Schusswaffen 
erworben werden.  

(4) Für das Bedürfnis zum Besitz von Schusswaffen und der dafür 
bestimmten Munition ist durch eine Bescheinigung des 
Schießsportverbandes oder eines ihm angegliederten Teilverbandes 
glaubhaft zu machen, dass das Mitglied in den letzten 24 Monaten vor 
Prüfung des Bedürfnisses den Schießsport in einem Verein mit einer 
eigenen erlaubnispflichtigen Waffe 1 

.   mindestens einmal alle drei Monate in diesem Zeitraum betrieben hat 
oder  

2.   mindestens sechsmal innerhalb eines abgeschlossenen Zeitraums von 
jeweils zwölf Monaten betrieben hat. Besitzt das Mitglied sowohl Lang- als 
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auch Kurzwaffen, so ist der Nachweis nach Satz 1 für Waffen beider 
Kategorien zu erbringen.  

Sind seit der ersten Eintragung einer Schusswaffe in die Waffenbesitzkarte 
oder der erstmaligen Ausstellung einer Munitionserwerbserlaubnis zehn 
Jahre vergangen, genügt für das Fortbestehen des Bedürfnisses des 
Sportschützen die Mitgliedschaft in einem Schießsportverein nach Absatz 
2; die Mitgliedschaft ist im Rahmen der Folgeprüfungen nach § 4 Absatz 4 
durch eine Bescheinigung des Schießsportvereins nachzuweisen.  

5) Ein Bedürfnis von Sportschützen nach Absatz 2 für den Erwerb und 
Besitz von mehr als drei halbautomatischen Langwaffen und mehr als zwei 
mehrschüssigen Kurzwaffen für Patronenmunition sowie der hierfür 
erforderlichen Munition wird unter Beachtung des Absatzes 2 durch 
Vorlage einer Bescheinigung des Schießsportverbandes des Antragstellers 
glaubhaft gemacht, wonach die weitere Waffe  

1.   von ihm zur Ausübung weiterer Sportdisziplinen benötigt wird oder 
2.   zur Ausübung des Wettkampfsports erforderlich ist und der 
Antragsteller regelmäßig an Schießsportwettkämpfen teilgenommen hat.  

(6) Sportschützen, die dem Schießsport in einem Schießsportverband nach 
§ 15 Absatz 1 als gemeldetes Mitglied nachgehen, wird abweichend von § 
10 Absatz 1 Satz 3 unter Beachtung des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 und 
2 und Satz 2 eine unbefristete Erlaubnis erteilt, die zum Erwerb von 
insgesamt bis zu zehn Einzellader-Langwaffen mit glatten und gezogenen 
Läufen, Repetier-Langwaffen mit gezogenen Läufen sowie einläufigen 
Einzellader-Kurzwaffen für Patronenmunition und mehrschüssigen Kurz- 
und Langwaffen mit Zündhütchenzündung (Perkussionswaffen) berechtigt.  

§ 15a Sportordnungen  

(1) Sportliches Schießen liegt dann vor, wenn nach festen Regeln einer 
genehmigten Sportordnung geschossen wird. Schießübungen des 
kampfmäßigen Schießens, insbesondere die Verwendung von Zielen oder 
Scheiben, die Menschen darstellen oder symbolisieren, sind im 
Schießsport nicht zulässig.  

§ 16 Erwerb und Besitz von Schusswaffen und Munition durch 
Brauchtumsschützen, Führen von Waffen und Schießen zur 
Brauchtumspflege  

(1) Ein Bedürfnis für den Erwerb und Besitz von Einzellader-Langwaffen 
und bis zu drei RepetierLangwaffen sowie der dafür bestimmten Munition 
wird bei Mitgliedern einer zur Brauchtumspflege Waffen tragenden 
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Vereinigung (Brauchtumsschützen) anerkannt, wenn sie durch eine 
Bescheinigung der Brauchtumsschützenvereinigung glaubhaft machen, 
dass sie diese Waffen zur Pflege des Brauchtums benötigen.  

(2) Für Veranstaltungen, bei denen es Brauch ist, aus besonderem Anlass 
Waffen zu tragen, kann für die Dauer von fünf Jahren die 
Ausnahmebewilligung zum Führen von in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Schusswaffen sowie von sonstigen zur Brauchtumspflege benötigten 
Waffen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2 einem verantwortlichen Leiter der 
Brauchtumsschützenvereinigung unter den Voraussetzungen des § 42 
Abs. 2 erteilt werden, wenn gewährleistet ist, dass die erforderliche Sorgfalt 
beachtet wird.  

(3) Die Erlaubnis zum Schießen mit den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Schusswaffen außerhalb von Schießstätten mit Kartuschenmunition bei 
Veranstaltungen nach Absatz 2 kann für die Dauer von fünf Jahren einem 
verantwortlichen Leiter der Brauchtumsschützenvereinigung erteilt werden. 
Sie ist zu versagen, wenn  

1.   in dessen Person eine Voraussetzung nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 nicht 
vorliegt,  

2.   die Beachtung der erforderlichen Sorgfalt nicht gewährleistet ist,  

3.   Gefahren oder erhebliche Nachteile für Einzelne oder die Allgemeinheit 
zu befürchten sind und nicht durch Auflagen verhindert werden können 
oder  

4.   kein Haftpflichtversicherungsschutz gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 5 
nachgewiesen ist. Die Erlaubnis nach Satz 1 kann mit der 
Ausnahmebewilligung nach Absatz 2 verbunden werden.  

(4) Brauchtumsschützen dürfen in den Fällen der Absätze 2 und 3 oder bei 
Vorliegen einer Ausnahmebewilligung nach § 42 Abs. 2 die Schusswaffen 
ohne Erlaubnis führen und damit schießen. Sie dürfen die zur Pflege des 
Brauchtums benötigten Schusswaffen auch im Zusammenhang mit 
Veranstaltungen, bei denen es Brauch ist, aus besonderem Anlass Waffen 
zu tragen, für die eine Erlaubnis nach Absatz 2 oder nach § 42 Abs. 2 
erteilt wurde, ohne Erlaubnis führen.  
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§ 27 Schießstätten, Schießen durch Minderjährige auf 
Schießstätten  

(3) Unter Obhut des zur Aufsichtsführung berechtigten Sorgeberechtigten 
oder verantwortlicher und zur Kinderund Jugendarbeit für das Schießen 
geeigneter Aufsichtspersonen darf  

2.   Jugendlichen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben und noch nicht 
18 Jahre alt sind, auch das Schießen mit sonstigen Schusswaffen bis zu 
einem Kaliber von 5,6 mm lfB (.22 l.r.) für Munition mit Randfeuerzündung, 
wenn die Mündungsenergie höchstens 200 Joule (J) beträgt und 
Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen mit Kaliber 12 oder kleiner 
gestattet werden, wenn der Sorgeberechtigte schriftlich oder elektronisch 
sein Einverständnis erklärt hat oder beim Schießen anwesend ist. Die 
verantwortlichen Aufsichtspersonen haben die schriftlichen 
Einverständniserklärungen der Sorgeberechtigten vor der Aufnahme des 
Schießens entgegenzunehmen und während des Schießens 
aufzubewahren. Sie sind der zuständigen Behörde oder deren 
Beauftragten auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. Die 
verantwortliche Aufsichtsperson hat die Geeignetheit zur Kinder- und 
Jugendarbeit glaubhaft zu machen. Der in Satz 1 genannten besonderen 
Obhut bedarf es nicht beim Schießen durch Jugendliche mit Waffen nach 
Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nr. 1.1 und 1.2 und nicht beim 
Schießen mit sonstigen Schusswaffen durch Jugendliche, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben.  

(4) Die zuständige Behörde kann einem Kind zur Förderung des 
Leistungssports eine Ausnahme von dem Mindestalter des Absatzes 3 
Satz 1 bewilligen. Diese soll bewilligt werden, wenn durch eine ärztliche 
Bescheinigung die geistige und körperliche Eignung und durch eine 
Bescheinigung des Vereins die schießsportliche Begabung glaubhaft 
gemacht sind.   

§ 27a Sicherheitstechnische Prüfung von Schießstätten; 
Verordnungsermächtigung  

(1) Schießstätten sind vor ihrer ersten Inbetriebnahme und bei 
wesentlichen Änderungen in der Beschaffenheit hinsichtlich der 
sicherheitstechnischen Anforderungen durch die zuständige Behörde unter 
Hinzuziehung eines anerkannten Schießstandsachverständigen zu 
überprüfen.  
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Schießstätten, auf denen mit erlaubnispflichtigen Schusswaffen 
geschossen wird, sind zusätzlich alle vier Jahre nach Satz 1 durch die 
zuständige Behörde zu überprüfen.  

Ist das Schießen auf einer Schießstätte nur mit erlaubnisfreien 
Schusswaffen zulässig, so beträgt der Abstand zwischen den 
Überprüfungen nach Satz 2 höchstens sechs Jahre.  

Falls Zweifel an dem ordnungsgemäßen Zustand oder den erforderlichen 
schießtechnischen Einrichtungen bestehen, kann die zuständige Behörde 
die Schießstätte in sicherheitstechnischer Hinsicht unter Hinzuziehung 
eines anerkannten Schießstandsachverständigen überprüfen oder von dem 
Erlaubnisinhaber die Vorlage eines Gutachtens eines anerkannten 
Schießstandsachverständigen verlangen. Die Kosten für die Hinzuziehung 
eines anerkannten Schießstandsachverständigen bei den Überprüfungen 
nach den Sätzen 1 bis 4 hat der Betreiber der Schießstätte zu tragen.  

(2) Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, die eine Gefährdung 
der Benutzer der Schießstätte oder Dritter befürchten lassen, kann die 
zuständige Behörde die weitere Benutzung der Schießstätte bis zur 
Beseitigung der Mängel untersagen. Der weitere Betrieb oder die 
Benutzung der Schießstätte ist im Fall der Untersagung nach Satz 1 
verboten.  

§ 32 Mitnahme von Waffen oder Munition in den, durch den oder aus dem 
Geltungsbereich des Gesetzes, Europäischer Feuerwaffenpass  

(1) Die Erlaubnis zur Mitnahme von Waffen oder Munition in den oder 
durch den Geltungsbereich des Gesetzes kann erteilt werden, 
wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 vorliegen. 
Die Erlaubnis kann für die Dauer von bis zu einem Jahr für einen 
oder für mehrere Mitnahmevorgänge erteilt werden und kann 
mehrfach um jeweils ein Jahr verlängert werden.  

(1a) Die Erlaubnis zur Mitnahme von Waffen oder Munition in einen 
anderen Mitgliedstaat kann erteilt werden, wenn der Antragsteller 
1.   zum Erwerb und Besitz der Waffen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes berechtigt ist,  

2.   die nach dem Recht des anderen Mitgliedstaates erforderliche 
vorherige Zustimmung vorliegt und  

3.   der sichere Transport durch den Antragsteller gewährleistet ist. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.  
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§ 36 Aufbewahrung von Waffen oder Munition  

(3) Wer erlaubnispflichtige Schusswaffen, Munition oder verbotene Waffen 
besitzt oder die Erteilung einer Erlaubnis zum Besitz beantragt hat, hat der 
zuständigen Behörde die zur sicheren Aufbewahrung getroffenen oder 
vorgesehenen Maßnahmen nachzuweisen. Besitzer von 
erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbotenen Waffen 
haben außerdem der Behörde zur Überprüfung der Pflichten aus Absatz 1 
in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 Zutritt zu den 
Räumen zu gestatten, in denen die Waffen und die Munition aufbewahrt 
werden. Wohnräume dürfen gegen den Willen des Inhabers nur zur 
Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit betreten 
werden; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.  

(6) Ist im Einzelfall, insbesondere wegen der Art und Zahl der 
aufzubewahrenden Waffen oder Munition oder wegen des Ortes der 
Aufbewahrung, ein höherer Sicherheitsstandard erforderlich, hat die 
zuständige Behörde die notwendigen Ergänzungen anzuordnen und zu 
deren Umsetzung eine angemessene Frist zu setzen.  

§ 42 Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen 
Veranstaltungen; Verordnungsermächtigungen für 
Verbotszonen  

(1) Wer an öffentlichen Vergnügungen, Volksfesten, 
Sportveranstaltungen, Messen, Ausstellungen, Märkten oder ähnlichen 
öffentlichen Veranstaltungen teilnimmt, darf keine Waffen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 führen. Dies gilt auch, wenn für die Teilnahme ein 
Eintrittsgeld zu entrichten ist, sowie für Theater-, Kino-, und 
Diskothekenbesuche und für Tanzveranstaltungen.  

(2) Die zuständige Behörde kann allgemein oder für den Einzelfall 
Ausnahmen von Absatz 1 zulassen, wenn  

1.   der Antragsteller die erforderliche Zuverlässigkeit (§ 5) und 
persönliche Eignung (§ 6) besitzt,  

2.   der Antragsteller nachgewiesen hat, dass er auf Waffen bei der 
öffentlichen Veranstaltung nicht verzichten kann, und  

3.   eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung nicht zu 
besorgen ist.  
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(3) Unbeschadet des § 38 muss der nach Absatz 2 Berechtigte auch 
den Ausnahmebescheid mit sich führen und auf Verlangen zur Prüfung 
aushändigen.  

§ 42a Verbot des Führens von Anscheinswaffen und 
bestimmten tragbaren Gegenständen  

(1) Es ist verboten  

1.   Anscheinswaffen,  

2.   Hieb- und Stoßwaffen nach Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 2 
Nr. 1.1 oder  

3.   Messer mit einhändig feststellbarer Klinge (Einhandmesser) oder 
feststehende Messer mit einer Klingenlänge über 12 cm zu führen.  

(2) Absatz 1 gilt nicht  

1.   für die Verwendung bei Foto-, Film- oder Fernsehaufnahmen oder 
Theateraufführungen,  

2.   für den Transport in einem verschlossenen Behältnis,  

3.   für das Führen der Gegenstände nach Absatz 1 Nr. 2 und 3, sofern 
ein berechtigtes Interesse vorliegt. Weitergehende Regelungen bleiben 
unberührt.  

(3) Ein berechtigtes Interesse nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 liegt 
insbesondere vor, wenn das Führen der Gegenstände im 
Zusammenhang mit der Berufsausübung erfolgt, der 
Brauchtumspflege, dem Sport oder einem allgemein anerkannten 
Zweck dient.  
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Allgemeine Waffenverordnung (AWaffV) v. 
1.9.2020 

Abschnitt 5 Aufbewahrung von Waffen und Munition  

§ 13 Aufbewahrung von Waffen oder Munition  

(1) Schusswaffen, deren Erwerb und Besitz erlaubnispflichtig sind, 
verbotene Waffen und verbotene Munition sind ungeladen und in 
einem Behältnis aufzubewahren, das  

1.   mindestens der Norm DIN/EN 1143-1 (Stand Mai 1997, Oktober 
2002, Februar 2006, Januar 2010, Juli 2012 oder Juli 2019) 2 mit dem 
in Absatz 2 geregelten Widerstandsgrad und Gewicht entspricht und  

2.   zum Nachweis dessen über eine Zertifizierung durch eine 
akkreditierte Stelle gemäß Absatz 10 verfügt.  

Der in Satz 1 Nummer 1 genannten Norm gleichgestellt sind Normen 
eines anderen Mitgliedstaates des Übereinkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, die das gleiche Schutzniveau 
aufweisen.  

Die zuständige Behörde kann eine andere gleichwertige Aufbewahrung 
der Waffen und Munition zulassen. Vergleichbar gesicherte Räume 
sind als gleichwertig anzusehen. Alternative Sicherungseinrichtungen, 
die keine Behältnisse oder Räume sind, sind zulässig, sofern sie 

 1.   ein den jeweiligen Anforderungen mindestens gleichwertiges 
Schutzniveau aufweisen und  

2.   zum Nachweis dessen über eine Zertifizierung durch eine 
akkreditierte Stelle gemäß Absatz 10 verfügen.  

(2) Wer Waffen oder Munition besitzt, hat diese ungeladen und unter 
Beachtung der folgenden Sicherheitsvorkehrungen und zahlenmäßigen 
Beschränkungen aufzubewahren:  

1.   mindestens in einem verschlossenen Behältnis: Waffen oder 
Munition, deren Erwerb von der Erlaubnispflicht freigestellt ist; 

 2.   mindestens in einem Stahlblechbehältnis ohne Klassifizierung mit 
Schwenkriegelschloss oder einer gleichwertigen Verschlussvorrichtung 
oder in einem gleichwertigen Behältnis: Munition, deren Erwerb nicht 
von der Erlaubnispflicht freigestellt ist;  



13 
 

3.   in einem Sicherheitsbehältnis, das mindestens der Norm DIN/EN 
1143-1 Widerstandsgrad 0 (Stand Mai 1997, Oktober 2002, Februar 
2006, Januar 2010, Juli 2012 oder Juli 2019 )3 entspricht und bei dem 
das Gewicht des Behältnisses 200 Kilogramm unterschreitet:  

a)   eine unbegrenzte Anzahl von Langwaffen und insgesamt bis zu 
fünf nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.1 bis 1.2.3 und 1.2.5 des 
Waffengesetzes verbotene Waffen und Kurzwaffen (Anlage 1 Abschnitt 
1 Unterabschnitt 1 Nummer 2.5 des Waffengesetzes), für deren Erwerb 
und Besitz es ihrer Art nach einer Erlaubnis bedarf, und  

b)   zusätzlich eine unbegrenzte Anzahl nach Anlage 2 Abschnitt 1 
Nummer 1.2.4 bis 1.2.4.2 und 1.3 bis 1.4.4 des Waffengesetzes 
verbotener Waffen sowie  

c)   zusätzlich Munition;  

4.   in einem Sicherheitsbehältnis, das mindestens der Norm DIN/EN 
1143-1 Widerstandsgrad 0 (Stand Mai 1997, Oktober 2002, Februar 
2006, Januar 2010, Juli 2012 oder Juli 2019 ) 4 entspricht und bei dem 
das Gewicht des Behältnisses mindestens 200 Kilogramm beträgt: 

 a)   eine unbegrenzte Anzahl von Langwaffen und bis zu zehn nach 
Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.1 bis 1.2.3 und 1.2.5 des 
Waffengesetzes verbotene Waffen und Kurzwaffen (Anlage 1 Abschnitt 
1 Unterabschnitt 1 Nummer 2.5 des Waffengesetzes), für deren Erwerb 
und Besitz es ihrer Art nach einer Erlaubnis bedarf, und  

b)   zusätzlich eine unbegrenzte Anzahl nach Anlage 2 Abschnitt 1 
Nummer 1.2.4 bis 1.2.4.2 und 1.3 bis 1.4.4 des Waffengesetzes 
verbotener Waffen sowie c)   zusätzlich Munition;  

5.   in einem Sicherheitsbehältnis, das mindestens der Norm DIN/EN 
1143-1 Widerstandsgrad I (Stand Mai 1997, Oktober 2002, Februar 
2006, Januar 2010, Juli 2012 oder Juli 2019 )5 entspricht:  

a)   eine unbegrenzte Anzahl von Lang- und Kurzwaffen (Anlage 1 
Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nummer 2.5 des Waffengesetzes), für 
deren Erwerb und Besitz es ihrer Art nach einer Erlaubnis bedarf,  

b)   eine unbegrenzte Anzahl nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.1 
bis 1.4.4 des Waffengesetzes verbotener Waffen sowie c)   Munition. 
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 (3) Bei der Bestimmung der Zahl der Waffen, die nach Absatz 2 in 
einem Sicherheitsbehältnis aufbewahrt werden dürfen, bleiben außer 
Betracht:  

1.   wesentliche Teile von Schusswaffen und Schalldämpfer nach 
Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nummer 1.3 bis 1.3.3 des 
Waffengesetzes,  

2.   Vorrichtungen nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.1 des 
Waffengesetzes, die das Ziel beleuchten oder markieren, und 

 3.   Nachtsichtgeräte, -vorsätze und -aufsätze sowie Nachtzielgeräte 
nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.2 des Waffengesetzes. Satz 
1 Nummer 1 gilt nur, sofern die zusammen aufbewahrten wesentlichen 
Teile nicht zu einer schussfähigen Waffe zusammengefügt werden 
können.  

(4) In einem nicht dauernd bewohnten Gebäude dürfen nur bis zu 
drei Langwaffen, zu deren Erwerb und Besitz es einer Erlaubnis 
bedarf, aufbewahrt werden. Die Aufbewahrung darf nur in einem 
mindestens der Norm DIN/ EN 1143-1 Widerstandsgrad I 
entsprechenden Sicherheitsbehältnis erfolgen. Die zuständige 
Behörde kann Abweichungen in Bezug auf die Art oder Anzahl der 
aufbewahrten Waffen oder das Sicherheitsbehältnis auf Antrag 
zulassen.  

(6) Die zuständige Behörde kann auf Antrag von Anforderungen an 
Sicherheitsbehältnisse, Waffenräume oder alternative 
Sicherungseinrichtungen nach den Absätzen 1 und 2 absehen, wenn ihre 
Einhaltung unter Berücksichtigung der Art und der Anzahl der Waffen und 
der Munition und ihrer Gefährlichkeit für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung eine besondere Härte darstellen würde. In diesem Fall hat sie die 
niedrigeren Anforderungen festzusetzen.  

(7) Bestehen begründete Zweifel, dass Normen anderer EWR-
Mitgliedstaaten im Schutzniveau den in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Normen gleichwertig sind, kann die Behörde vom Verpflichteten die 
Vorlage einer Stellungnahme insbesondere des Deutschen Instituts für 
Normung verlangen 

(8) Die gemeinschaftliche Aufbewahrung von Waffen oder Munition durch 
berechtigte Personen, die in einer häuslichen Gemeinschaft leben, ist 
zulässig.  
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(9) Bei der vorübergehenden Aufbewahrung von Waffen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 2 oder von Munition außerhalb der 
Wohnung, insbesondere im Zusammenhang mit der Jagd oder dem 
sportlichen Schießen, hat der Verpflichtete die Waffen oder Munition unter 
angemessener Aufsicht aufzubewahren oder durch sonstige erforderliche 
Vorkehrungen gegen Abhandenkommen oder unbefugte Ansichnahme zu 
sichern, wenn die Aufbewahrung gemäß den Anforderungen des Absatzes 
1 und 2 nicht möglich ist.  

§ 14 Aufbewahrung von Waffen oder Munition in 
Schützenhäusern, auf Schießstätten oder im gewerblichen 
Bereich  

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eines Betreibers eines 
Schützenhauses, einer Schießstätte oder eines Waffengewerbes 
Abweichungen von den Anforderungen des § 13 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 
und 2 zulassen, wenn ihr ein geeignetes Aufbewahrungskonzept vorgelegt 
wird. Sie hat bei ihrer Entscheidung neben der für die Aufbewahrung 
vorgesehenen Art und der Anzahl der Waffen oder der Munition und des 
Grades der von ihnen ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung die Belegenheit und Frequentiertheit der 
Aufbewahrungsstätte besonders zu berücksichtigen. 
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Gesetz über das Nationale Waffenregister 
(Waffenregistergesetz - WaffRG) 
Ausfertigungsdatum: 17.02.2020 

§ 7 Vergabe und Verarbeitung von Ordnungsnummern  

(1) Die Registerbehörde vergibt jeweils Ordnungsnummern für die im 
Waffenregister gespeicherten Daten. Die Registerbehörde vergibt 
insbesondere jeweils für  

1.   Daten, die nach den Speicheranlässen des § 5 Nummer 1, 2, 3 
Buchstabe a, Nummer 4, 8 oder Nummer 9 zu übermitteln sind: eine 
Waffenrechtliche-Entscheidung-Ordnungsnummer,  

2.   die Grunddaten der Person: eine Personen-Ordnungsnummer,  

3.   die Grunddaten der Waffe: eine Waffen-Ordnungsnummer,  

4.   die Grunddaten des wesentlichen Teils: eine Waffenteil-
Ordnungsnummer.  

(2) Die Ordnungsnummer wird jeweils zu diesen Daten gespeichert.  

(3) Die Ordnungsnummern dürfen keine personenbezogenen Angaben 
enthalten.  

(4) Die Registerbehörde und die Waffenbehörden sind zum Zweck der 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Waffengesetz sowie diesem Gesetz 
berechtigt, die Ordnungsnummern zu verarbeiten. Die Waffenbehörde ist 
darüber hinaus berechtigt, diese Ordnungsnummern auf den 
waffenrechtlichen Erlaubnisdokumenten sowie den 
Anzeigebescheinigungen einzutragen.  

(5) Die Inhaber einer Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des 
Waffengesetzes sind zum Zweck der Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem 
Waffengesetz sowie diesem Gesetz berechtigt, die in Absatz 1 Satz 2 
genannten Ordnungsnummern zu verarbeiten.  

 

 

 

 



17 
 

Anhang; 
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